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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Rollmann, Frau Stommel, Kroll-Schlüter, Burger, 
Frau Schleicher, Braun und der Fraktion der CDU/CSU 


zur Beratung der Großen Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Frau Stommel, 
Kroll-Schlüter, Burger, Frau Schleicher, Orgaß, Sauer (Salzgitter), Braun 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksachen 7/2414, 7/3340 - 

betr. Situation der Kinder in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird ersucht, der Verbesserung der 
Situation der Kinder in Deutschland mehr als bisher ihre 
Aufmerksamkeit und ihre Initiative zuzuwenden und insbe- 
sondere folgende Maßnahmen einzuleiten: 

1. Dem Bundestag ist bis zum 30. Juni 1977 ein umfassen- 
der Bericht über die Situation der Kinder in Deutschland 
mit konkreten Vorstellungen für eine Verbesserung 
ihrer Situation vorzulegen. 

2. Bei den Bundesländern ist darauf hinzuwirken, daß sie 
gemeinsam mit den Gemeinden und den freien Trägern 
finanziell abgesicherte Mehrjahrespläne für die Beseiti- 
gung der Fehlbestände an Einrichtungen der Jugend- 
hilfe, die insbesondere für Kinder von Bedeutung sind, 
erstellen und verwirklichen. Dies gilt für: 

a) Maßnahmen der Elternbildung und -Schulung; 

b) Beratungsstellen für werdende Mütter und Mütter 
mit kleinen Kindern; 

c) Erziehungs- und Familienberatungsstellen; 

d) Spielplätze und Kindergemeinschaftsräume in größe- 
ren Wohneinheiten. 

3. Alle Bundesländer sind nach § 25 JWG zur Schaffung 
von Spielplatzgesetzen anzuregen, durch die eine feste 
Verpflichtung von Gemeinden und Bauherren für die 
Errichtung und Unterhaltung von Spielplätzen und Kin- 
dergemeinschaftsräumen in größeren Wohneinheiten 
begründet wird, 

4. Dem Bundestag ist bis zum 31. Dezember 1975 zu be- 
richten, welche Schlußfolgerungen die Bundesregierung 
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für ihre Wohnungsbaupolitik aus dem Gutachten des 
Wissenschaftlichen Beirates für Familienfragen beim 
Bundesbauminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
zum Thema „Familie und Wohnen" und insbesondere 
aus der Feststellung des Beirates zieht, daß trotz aller 
Bemühungen um einen familiengerechten Wohnungs- 
bau in den vergangenen Jahren „ca. 45 v. H. aller Kinder 
unter 18 Jahren in der Bundesrepublik Deutschland in 
Wohnungen leben, die der Mindestnorm nicht entspre- 
chen". 

5. Zu dem Bericht und zu den Vorschlägen des auf Initia- 
tive des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit eingesetzten Ausschusses des Bundesjugend- 
kuratoriums „Zur Erarbeitung grundlegender Vorstel- 
lungen über Inhalt und Begriff moderner Jugendhilfe" 
ist bis zum 31. Dezember 1975 Stellung zu nehmen. 

6. Dem Bundestag ist bis zum 31. Dezember 1975 zu be- 
richten, durch welche gesetzgeberischen Maßnahmen 
nach Auffassung der Bundesregierung erreicht werden 
kann, daß Mütter (oder Väter) von Kleinkindern dem 
Kind in seinen entscheidenden ersten Lebensjahren voll 
als feste Bezugsperson zur Verfügung stehen. 

7. Es ist endlich dem Beschluß des Bundestages aus dem 
Jahre 1967 nachzukommen, „eine bundeseinheitliche 
Jugendhilfestatistik auf der Grundlage einheitlicher Be- 
griffe anzustreben, in die die freien Träger der Jugend- 
hilfe mit einbezogen werden". 

8. Gemeinsam mit den Bundesländern ist eine unabhän- 
gige Sachverständigenkommission zu berufen, die Vor- 
schläge für Maßnahmen zur Verringerung der Säug- 
lings- und Müttersterblichkeit machen soll. 

9. Die Bundesregierung soll prüfen und dem Bundestag 
über das Ergebnis bis zum 31. Dezember 1975 berichten, 
inwieweit in Zukunft Leistungen nach dem Bundeskin- 
dergeldgesetz an die Teilnahme der Kinder an ärztliche 
Früherkennungsuntersuchungen gebunden werden kön- 
nen. 

10. Die Bundesregierung wird ersucht, im Bundestag einen 
Gesetzentwurf einzubringen, durch den der gesetz- 
liche Unfallversicherungsschutz auch auf Kinder in Kin- 
derkrippen und Kinderhorten ausgedehnt wird. 

11. Die Bundesregierung wird ersucht, dem Deutschen Bundes- 
tag bis zum 31. Dezember 1975 Modellrechnungen über die 
Entwicklung der Wohnbevölkerung und Altersschichtung 
für die Jahre 2000, 2030 und 2070 ohne Berücksichtigung von 
Wanderungsbewegungen über die Auslandsgrenzen vorzu- 
legen und darzulegen, 

— in welchem Ausmaß sie Veränderungen der Bevölke- 
rungszahl und der Altersstruktur bei der deutschen Be- 
völkerung für vertretbar hält, 
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— in welchem Umfang es ihr möglich und sinnvoll erscheint, 
Rückgänge der deutschen Wohnbevölkerung durch Zuzug 
von Ausländern auszugleichen, 

— welche gesellschaftspolitischen Maßnahmen nach ihrer 
Auffassung notwendig sind, um eine Gefährdung der 
kontinuierlichen Weiterentwicklung des Staates, der Ge- 
sellschaft, der Kultur und des Systems der sozialen 
Sicherheit auch in späteren Generationen durch Verän- 
derungen von Bevölkerungszahl und -Struktur auszu- 
schließen. 

Diese Modellrechnungen sollen unter Zugrundelegung der 
Bevölkerungsentwicklung der Jahre 1971 bis 1974 und der 
durchschnittlichen Lebenserwartung der letzten Jahre folgen- 
de Annahmen berücksichtigen: 

Annahme 1: 

Es wird das generative Verhalten der Bevölkerung des Jah- 
res 1973 - bezogen auf 1000 Frauen unter 45 Jahren - zu- 
grunde gelegt; 

Annahme 2: 

Es wird unterstellt, daß die Nettoreproduktionsziffer inner- 
halb von fünf Jahren auf einen Wert von 0,6 absinkt und 
sich dann etwa auf diesem Niveau einpendelt. 

Annahme 3: 

Es wird ein Absinken der Geburtenzahlen auf eine Netto- 
reproduktionsziffer von 0,5 in den nächsten fünf Jahren und 
für die Folgezeit eine Beibehaltung dieses Niveaus ange- 
nommen; 

Annahme 4: 

Es wird ein Ansteigen der Nettoreproduktionsziffer auf 0,85 
innerhalb der nächsten zehn Jahre und eine Beibehaltung 
dieses Niveaus in der Folgezeit unterstellt; 

Annahme 5: 

Die Nettoreproduktionsziffer steigt in den nächsten zehn 
Jahren kontinuierlich auf den Wert 1 und pendelt sich in 
der Folgezeit auf dieses Niveau ein; 

Annahme 6: 

Die Nettoreproduktionsziffer steigt in den nächsten zehn 
Jahren kontinuierlich auf den Wert 1,15 und pendelt sich in 
der Folgezeit etwa auf dieses Niveau ein. 

Die sich aus den vorgenannten Annahmen ergebenden Mo- 
dellrechnungen sollen jeweils um zwei Varianten bereichert 
werden: 

- Variante 1: Die Lebenserwartung steigt bis 2070 für Män- 

ner und Frauen kontinuierlich in den einzel- 
nen Altersgruppen um einen Faktor an, der 
nach dem derzeitigen Wissensstand äußersten- 
falls möglich erscheint; 

- Variante 2: Die durchschnittliche Lebenserwartung ent- 

wickelt sich für Männer und Frauen in den 
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verschiedenen Altersgruppen in den nächsten 
zehn Jahren etwa noch so weiter wie in den 
zurückliegenden zehn Jahren und pendelt sich 
dann auf diesem Niveau ein. 

Es ist darzulegen, in weichem Ausmaß Bevölkerungsrück- 
gänge und Verschiebungen der Altersstruktur bei der deut- 
schen Bevölkerung durch Zuwanderung von Ausländern aus- 
geglichen werden können und wie die soziale Infrastruktur 
dadurch belastet werden würde. 

Auf der Basis der günstigsten sowie der ungünstigsten An- 
nahmen über die Bevölkerungsentwicklung sind Aiternativ- 
berechnungen vorzulegen, wie sich die prozentuale Be- 
lastung des Sozialprodukts in den Jahren 2000, 2030 und 2070 
in der gesetzlichen Rentenversicherung, in der Beamtenver- 
sorgung und in Zusatzversicherungs- und Versorgungsein- 
richtungen entwickeln kann und in welchem Umfang außer- 
dem neben der materiellen Sicherung der älteren Mitbürger 
die Belastungen des Sozialprodukts durch die medizinische 
Versorgung durch Unterbringung in Alters- und Altenpflege- 
heimen und durch sonstige Betreuungsmaßnahmen ent- 
wickeln können. 

Es wird darüber hinauf eine Antwort auf die Frage erwartet, 
ob möglicherweise in späteren Jahrzehnten bei einem An- 
wachsen der Soziallasten für die arbeitende Bevölkerung die 
Attraktivität der Bundesrepublik Deutschland für Zuwande- 
rung ausländischer Arbeitnehmer zurückgehen könnte und 
ob nicht möglicherweise sogar die Gefahr besteht, daß 
Deutsche in einem nicht zu vertretenden Umfang auswan- 
dern, weil in anderen Ländern ein höherer Lebensstandard 
erwartet werden kann. 

Eine detaillierte Stellungnahme ist zu der Frage erforderlich, 
in welchem Umfang weitere Geburtenrückgänge mittel- und 
längerfristig zu einem Minderbedarf an Arbeitskräften in 
allen Berufen führen, die in kinderbetreuenden und erzie- 
henden Berufen tätig sind, und welche Auswirkungen die 
Geburtenrückgänge auf den Bedarf an Kräften haben, die 
im Bereich des Gesundheitswesens voll oder überwiegend 
für Kinder tätig sind, und wie sich die Chancen derer ent- 
wickeln, die sich in ihrer Ausbildung auf diese Berufe orien- 
tieren. 

Unerläßlich sind Aussagen darüber, welche Auswirkungen 
stärkere Bevölkerungsrückgänge kurz-, mittel- und lang- 
fristig auf das Wirtschaftsleben und den Arbeitsmarkt insge- 
samt haben können, welche Konsequenzen sich insbesondere 
für den Bereich der Bau- und Wohnungswirtschaft und der 
von diesem Bereich voll oder teilweise abhängigen Wirt- 
schaftszweige ergeben. 

Anhand der ungünstigsten und günstigsten Annahmen über 
die Bevölkerungsentwicklung sind Entlastungs- und Be- 
lastungsrechnungen vorzulegen, aus denen insgesamt die 
überwiegenden Entlastungswirkungen infolge der Geburten- 
rückgänge für dieses Jahrhundert und die insgesamt über- 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3660 


wiegenden Belastungs Wirkungen etwa ab der Jahrhundert- 
wende durch Minderung der erwerbsfähigen Jahrgänge her- 
vorgehen. 


Bonn, den 21. Mai 1975 


Rollmann 
Frau Stommel 
Kroll-Sdilüter 
Burger 

Frau Schleicher 
Braun 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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